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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Ende Mai 2018 veröffentlichte die Denkfabrik Avenir Suisse das «Weissbuch Schweiz –
Sechs Skizzen der Zukunft». Der Name ist eine Anlehnung an die im Jahr 1995
erschienene Publikation «Mut zum Aufbruch», die auch als «Weissbuch» bezeichnet
worden war. Diese war damals von Wirtschaftsführern verfasst worden und hatte
Empfehlungen abgegeben, wie ihrer Meinung nach die Schweiz nach dem EWR-Nein
wettbewerbsfähig bleiben konnte. Die Reaktionen auf dieses Buch waren damals
teilweise heftig ausgefallen. Auch im Weissbuch von Avenir Suisse, 23 Jahre später,
dreht sich alles um das Verhältnis Schweiz-EU. Das Buch zeigt sechs mögliche
Zukunftsszenarien der Schweiz für das Jahr 2030 auf, die von einer Isolation bis zum
vollumfänglichen EU-Beitritt reichen. Wie der Direktor von Avenir Suisse, Peter
Grünenfelder, gegenüber der NZZ sagte, gehe es Avenir Suisse mit dem «Weissbuch»
insbesondere darum, Anstösse zu geben und allfällige Denkverbote, gerade was einen
EU-Beitritt anbelange, aufzuheben.

Die sechs Skizzen für die Schweiz befinden sich an unterschiedlichen Stellen innerhalb
eines Koordinatenkreuzes mit den Polen «Korporatismus versus offene Märkte» (x-
Achse) und den Polen «Integration versus Autonomie» (y-Achse). Das erste Szenario,
der «Selbstbestimmte Rückzug», ist gekennzeichnet durch Korporatismus und
Autonomie und würde einen europapolitischen Alleingang der Schweiz, bedingt durch
die Kündigung der Bilateralen Verträge mit der EU, bedeuten und wäre charakterisiert
durch eine restriktive Zuwanderungspolitik und einem hohen Selbstversorgungsgrad.
Die weiteren Skizzen «Globale Oase» und «Club Schweiz» sind beide geprägt von
Autonomie und offenen Märkten, wobei die «Globale Oase» extremer ist, sowohl was
den Grad an Autonomie als auch was den Grad an offenen Märkten angeht. Auch unter
diesen Szenarien würde die Schweiz die Bilateralen Verträge mit der EU kündigen und
stattdessen Freihandelsabkommen mit der EU und Drittstaaten abschliessen. Beiden
Skizzen unterliegt eine systematische Deregulierung und Privatisierung von staatsnahen
Betrieben. Die «Globale Oase» enthält zudem einen obligatorischen Bürgerinnen- und
Bürgerdienst, der auch für Ausländer gelten würde. Im dritten Quadranten des
Koordinatenkreuzes – charakterisiert durch Integration und offene Märkte – gibt es
wiederum zwei Szenarien: Die «Tragfähige Partnerschaft» einerseits und die
«Europäische Normalität» andererseits. Während die tragfähige Partnerschaft eine
Erweiterung der Bilateralen Verträge mit der EU, ein dynamisches Rahmenabkommen
mit Schiedsgericht und eine Lockerung der flankierenden Massnahmen einschliesst,
beinhaltet die europäische Normalität einen vollumfänglichen EU-Beitritt der Schweiz,
der mit einer Übernahme des Euro einhergeht. Der «Skandinavische Weg», zu guter
Letzt, befindet sich im letzten Quadranten des  Koordinatenkreuzes mit den
Charakterzügen Integration und Korporatismus. Dieser Weg beinhaltet ebenfalls einen
EU-Beitritt, allerdings ohne Übernahme des Euro, stattdessen mit der Beibehaltung
einer eigenständigen Währungspolitik. Das skandinavische Modell ist zudem geprägt von
einem stärker ausgebauten Sozialstaat, einer Einheitskrankenkasse und einem Ein-
Säulen-Prinzip bei der Altersvorsorge.

Die Tageszeitung Blick beleuchtete das «Weissbuch» von Avenir Suisse in einer
dreitägigen Serie, an deren Ende sie den Parteichefs der Jungparteien auf den Zahn
fühlte. Die Frage war, welches der sechs Szenarien sie sich für die Schweiz im Jahr
2030 wünschen würden und natürlich indirekt, wie sie zur EU stehen. Dabei stellte sich
das Modell der «Tragfähigen Partnerschaft» als das beliebteste heraus: Es wurde
sowohl von Nico Planzer, Präsident der Jungen BDP, Tino Schneider, Co-Präsident der
Jungen CVP, Pascal Vuichard, Co-Präsidenten der Jungen Grünliberale und Luzian
Franzini, Präsident der Jungen Grüne, bevorzugt, wobei Vuichard dieses Szenario mit
Elementen der «Globalen Oase» ergänzen würde und sich Franzini auch einen EU-
Beitritt à la Skandinavien vorstellen könnte. Für den Präsidenten der Jungfreisinnigen,
Andri Silberschmidt, bildet die «Globale Oase» das passendste Schweizer
Zukunftsszenario – allerdings mit einer Ausnahme: Die Bilateralen Verträge mit der EU
dürften nicht gekündigt werden. Ebenfalls Elemente der «Globalen Oase» beinhaltet
das Schweizer Zukunftsmodell des Präsidenten der Jungen SVP, Benjamin Fischer;
allerdings in Kombination mit Elementen des «Selbstbestimmten Rückzugs» und des
«Clubs Schweiz». Keine der sechs Skizzen passte derweil für die Präsidentin der

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.05.2018
SAMUEL BERNET
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Jungsozialistinnen und -sozialisten, Tamara Funiciello. Ihr Zukunftsbild der Schweiz sei
vielmehr jenes, in der «Menschen ohne Schweizer Pass nicht mehr diskriminiert
werden, Frauen endlich gleichgestellt sind und Superreiche gerecht besteuert
werden». 1

Stimmung in der Bevölkerung

2016 hatte das BFS zum ersten Mal eine Erhebung zum Zusammenleben in der Schweiz
durchgeführt, womit auf Grundlage von 3'000 befragten Personen die Einstellung der
Bevölkerung in der Schweiz gegenüber einzelnen Bevölkerungsgruppen untersucht
worden war. Erste Resultate legte das BFS im Oktober 2017 vor. Die Schweiz sei vielfältig
und differenziert, eröffnete der Bericht: So beheimate sie 190 Nationalitäten und zehn
verschiedene Religionen. 36 Prozent der befragten Personen gaben an, sich durch die
Anwesenheit von als «anders» empfundenen Personen gestört zu fühlen; das
Anderssein bezog sich dabei auf die Nationalität, die Religion oder die Hautfarbe. Die
Erhebung ging des Weiteren spezifisch auf die Einstellung zu den drei
Bevölkerungsgruppen Musliminnen und Muslime, Jüdinnen und Juden und
dunkelhäutige Personen ein. Dabei zeigte sich, dass der grösste Unmut gegenüber den
Angehörigen der islamischen Religion besteht: 17 Prozent der Bevölkerung hielten
negative Aussagen zu Musliminnen und Muslimen für zutreffend, geringer fiel dieser
Prozentsatz für die jüdische (12%) und die dunkelhäutige Bevölkerung (4%) aus. Zudem
nahmen 66 Prozent der Befragten Rassismus als gesellschaftliches Problem wahr.
Allgemein zeige sich die Bevölkerung jedoch tolerant gegenüber Ausländerinnen und
Ausländern, schlussfolgerte das BFS. So waren 56 Prozent der Befragten der Meinung,
dass die Integration von Migrantinnen und Migranten in der Schweizer Gesellschaft gut
funktioniere. 64 Prozent der Befragten waren dagegen, Ausländerinnen und Ausländer
bei Arbeitsplatzknappheit wieder in ihre Heimat zurückzuschicken. 60 Prozent
begrüssten das Recht auf Familiennachzug, 56 Prozent befürworteten eine
automatische Einbürgerung der zweiten Generation und 68 Prozent verneinten die
Aussage, dass Ausländerinnen und Ausländer die Ursache für eine allfällige Zunahme
der Arbeitslosigkeit seien. 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 10.10.2017
SAMUEL BERNET

Laut dem von der Credit Suisse beim gfs.bern in Auftrag gegebenen Sorgenbarometer
bereiteten den Schweizerinnen und Schweizern im Umfragejahr 2018 die Altersvorsorge
am meisten, die Gesundheit und Krankenkassen am zweitmeisten Sorgen. Der
Rentensicherung ordneten die Befragten dabei höchste politische Priorität zu, wobei
hierzu die gescheiterte AHV-Reform beigetragen haben dürfte, wie im Bericht
festgestellt wurde. Während zwar die Zahl der in die Schweiz geflüchteten Menschen
leicht zurückgegangen sei, hätten die Kategorien «AusländerInnen» (dritter Platz) sowie
«Flüchtlinge und Asyl» (vierter Platz) erstmals seit drei Jahren wieder an Bedeutung
gewonnen. Neu fand sich im Untersuchungsjahr auch die Umweltthematik unter den
Top Fünf, was laut Bericht einerseits dem trockenen und heissen Sommer, andererseits
aber auch dem in den Medien sehr präsent diskutierten Klimawandel zuzuschreiben
sei.
Wohl erstaunlichstes Resultat sei jenes bezüglich der Arbeitslosigkeit. Diese, eigentlich
eine Dauersorge der Schweizer Bevölkerung, gehöre erstmals seit den Neunzigerjahren
nicht mehr zu den fünf dringendsten Problemen. So schätzten insgesamt 85 Prozent
der Befragten ihren Arbeitsplatz als gesichert ein. Dabei fühlten sie sich auch nicht
durch Entwicklungen wie der zunehmenden Digitalisierung bedroht: 75 Prozent der
Umfrageteilnehmenden hielten es für unwahrscheinlich, dass sie Ihren Job an einen
Roboter abtreten müssten.
Über das Vertrauen in die Institutionen befragt, gaben 61 Prozent an, der Regierung zu
vertrauen, womit dieser Wert weit über dem OECD-Schnitt von 43 Prozent liegt. Ein
noch höheres Vertrauen habe die Bevölkerung gemäss Studie aber in die Justiz: Mit 70
Prozent belegten das Bundesgericht und die Polizei auf der Rangliste gemeinsam den
ersten Platz. Auf dem zweiten Platz lagen die Armee und die Nationalbank. Einen
Vertrauensverlust mussten unterdessen die politischen Parteien verzeichnen: Nur noch
39 Prozent der Befragten, also 13 Prozentpunkte weniger als im Vorjahr, vertrauten laut
der Umfrage den Parteien. In dieses «politkritische Bild» der Schweiz passe denn auch
der zurückgegangene Nationalstolz: Im Erhebungsjahr gaben 79 Prozent an, stolz darauf
zu sein, Schweizerin oder Schweizer zu sein, was einem Rückgang von elf
Prozentpunkten gegenüber der Vorjahresumfrage entspreche. 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 06.12.2018
CHRISTIAN GSTEIGER
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Rechtsordnung

Bürgerrecht

Die Zahl der Einbürgerungen nahm 1998 um 11.5 Prozent auf 21'705 zu. An der Rangliste
der Herkunftsländer der Eingebürgerten änderte sich im Vergleich zum Vorjahr nichts.
An der Spitze mit 5'722 Personen stand weiterhin Italien, gefolgt vom ehemaligen
Jugoslawien (3'296), Türkei (2'093) und Frankreich (1'761). 4

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1998
HANS HIRTER

Die Zahl der Einbürgerungen blieb mit 21'698 stabil. Wie üblich stammte die Mehrheit
der Neubürger und -bürgerinnen aus europäischen Staaten (rund 16'000, davon die
Hälfte aus EU- oder EFTA-Staaten). Das grösste Kontingent stellte wie in den
vergangenen Jahren Italien (5'510), gefolgt von ex-Jugoslawien (2'365) und der Türkei
(2'260). 5

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1999
HANS HIRTER

Öffentliche Ordnung

Am meisten Grosskundgebungen (1'000 und mehr Teilnehmende) fanden für einmal in
Genf statt (sieben); je sechs waren es in Bern und Zürich. Insgesamt kam es zu 25
Grossdemonstrationen (1994: 26). Wie immer in den letzten Jahren standen
mehrheitlich nicht die Verhältnisse in der Schweiz, sondern die Politik anderer Staaten
betreffende Fragen im Vordergrund (14). Bei elf dieser Manifestationen protestierten in
der Schweiz wohnende Ausländer (Albaner aus dem serbischen Kosovo, Kurden und
Alewiten aus der Türkei, Tamilen aus Sri Lanka sowie Tibeter) gegen die Verhältnisse in
ihren Heimatländern. Drei grosse und eine Vielzahl von kleineren lokalen
Demonstrationen hatten die französischen Atomversuche im Pazifik zum Thema;
auffallend war, dass sich dabei sehr viele Jugendliche engagierten. Bei den elf
Grossdemonstrationen zu schweizerischen Themen standen die Proteste des
Verwaltungspersonals gegen kantonale Sparmassnahmen (v.a. in der Waadt) sowie die
Wünschbarkeit der Integration der Schweiz in die EU im Vordergrund. Die beiden
grössten Kundgebungen fanden in Bern statt und mobilisierten je rund 12'000 Personen
(Kosovo-Albaner resp. Gegner der französischen Atomversuche).

In der folgenden Zusammenstellung sind die Kundgebungen der Gewerkschaften zum 1.
Mai, welche in den Grossstädten jeweils einige Tausend Beteiligte aufweisen, nicht
erfasst. Demonstrationen mit 1'000 und mehr Teilnehmenden:
Genf: 2'000/Kurden, 4'000/Tamilen, 4'000/gegen franz. Atomversuche,
7'000/Kosovo-Albaner, 1'000/Gewerkschafter, 1'500/im Vorfeld eines Militär-Defilees,
2'000/gegen Verhaftungen anlässlich Militär-Defilee;
Bern: 2'500/Bosnier, 1'000/Exil-Tibeter, 12'000/Kosovo-Albaner, 6'000/gegen franz.
Atomversuche, 12'000/gegen franz. Atomversuche, 4'000/Tamilen;
Zürich: 2'000/Alewiten aus der Türkei, 1'500/Kosovo-Albaner, 1'000/Schwule und
Lesben, 3'000/gegen den Krieg in Bosnien, je 10'000/contra EU-Beitritt resp. für eine
offene Schweiz);
Lausanne: 10'000/kantonale Angestellte gegen Sparmassnahmen, 10'000/kantonale
Angestellte gegen Sparmassnahmen;
Amriswil (TG): 3'000/Landwirte;
Biel: 3'000/pro EU-Beitritt;
Basel: 1'000/Alewiten aus der Türkei;
Luzern: 1'000/kantonale Angestellte gegen Sparmassnahmen. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1995
HANS HIRTER
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Innere Sicherheit

Dafür, dass bei europapolitischen Vorlagen im Durchschnitt rund 51 Prozent der
Stimmberechtigten an der Abstimmung teilnehmen, war die Beteiligung bei der
Abstimmung über die Übernahme der geänderten EU-Waffenrichtlinie vom 19. Mai
2019 mit 43.9 Prozent ausserordentlich tief. Dieser Befund, der aus der im Juli 2019
veröffentlichten VOTO-Studie hervorging, ging Hand in Hand mit der für eine Europa-
Abstimmung ungewöhnlich geringen Bedeutung, die die Befragten der
Abstimmungsvorlage zumassen. Überdies auffallend für eine Europa-relevante Frage
war, dass die SVP, die als einzige grosse Partei das Nein-Lager repräsentierte, nur 35
Prozent ihrer Wählerschaft mobilisieren konnte, während bei den anderen grösseren
Parteien immerhin zwischen 42 (Grüne) und 60 Prozent (CVP) der Sympathisantinnen
und Sympathisanten an der Abstimmung teilnahmen.
Wenig überraschend stimmten Schusswaffenbesitzerinnen und -besitzer der Vorlage
seltener zu als Personen, die keine Schusswaffe besitzen, wobei der Schusswaffenbesitz
aber nicht mit einer sicheren Ablehnung der Vorlage einherging. Ausserdem schien die
Frage den klassischen Links-Rechts-Konflikt zu bedienen: Je weiter links sich eine
Person selbst einstufte, desto eher stimmte sie Ja; je weiter rechts, desto eher Nein.
Dies spiegelte sich auch teilweise in den Parteisympathien: Während Anhängerinnen
und Anhänger der Grünen, der SP und der GLP zu rund 90 Prozent der Vorlage
zustimmten, hiessen sie bei der CVP-Anhängerschaft noch rund 70 Prozent und bei
jener der FDP rund 60 Prozent gut. SVP-Sympathisantinnen und -Sympathisanten
verwarfen den Entwurf hingegen zu 75 Prozent. Dass sich bei einer europapolitischen
Fragestellung ein Viertel der Anhängerschaft der Volkspartei gegen die Parteilinie
stellte, ist wiederum bemerkenswert.
Eher unerwartet gaben fast zwei Drittel der befragten Stimmenden an, sie hätten es für
eher oder sehr unwahrscheinlich gehalten, dass die Schweiz bei einer Ablehnung der
Waffenrichtlinie wirklich aus Schengen/Dublin ausgeschlossen worden wäre. Dies war
im Abstimmungskampf das Hauptargument der Befürworterseite gewesen und stellte
sich nun als nicht wirklich überzeugend heraus. Die Autoren der Studie vermuteten,
dass die Vorlage trotzdem angenommen wurde, weil hier viele Stimmende im Sinne
einer Risikovermeidungsstrategie lieber Ja stimmten, als einen, auch
unwahrscheinlichen, Ausschluss in Kauf zu nehmen. So war die Nicht-Gefährdung von
Schengen/Dublin denn auch für eine grosse Gruppe der Ja-Stimmenden das
Hauptmotiv für ihren Stimmentscheid gewesen. Eine weitere grosse Gruppe der Ja-
Stimmenden gab als Hauptmotiv den verbesserten Schutz vor Waffengewalt an, wobei
für Frauen dieser Aspekt wichtiger war als für Männer. Das von den Nein-Stimmenden
am häufigsten genannte Motiv war, dass die Schweiz sich nicht dem Druck der EU
beugen solle; der Slogan der Gegnerseite «Nein zum Entwaffnungsdiktat der EU» schien
somit ins Schwarze getroffen zu haben. Das am zweitmeisten genannte Nein-Motiv war
die Sorge um die Schweizer Schiesssporttradition, wobei Schusswaffenbesitzerinnen
und -besitzer dieses häufiger nannten als andere Personen. Die Analyse der Argumente
zeigte zudem, dass der Graben zwischen dem Ja- und dem Nein-Lager primär entlang
der Konfliktlinie Pro-EU und Kontra-EU verlief, während die Waffenrechtsverschärfung
selber eine untergeordnete Rolle spielte. Zur komfortablen Mehrheit verhalfen der
Vorlage somit jene, so die Schlussfolgerung der Studie, «die eine Verschärfung für nicht
(dringend) notwendig hielten, aber die Schengen- und Dublin-Abkommen nicht aufs
Spiel setzen wollten». 7

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.07.2019
KARIN FRICK

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Selon un sondage effectué par l'Ecole polytechnique fédérale de Zurich, 82% de la
population suisse seraient favorables au maintien de la neutralité de l'Etat. Alors que
40% des personnes partageant cette opinion se prononcent pour le strict respect de
l'indépendance nationale, les 60% restants témoignent par contre d'une certaine
volonté d'ouverture, non sans quelques divergences quant au degré d'intégration
souhaité au sein d'entités supranationales telles que l'UE ou même l'OTAN. Si les
résultats de cette enquête révèlent par ailleurs que cet attachement est presque aussi
fort en Romandie qu'en Suisse alémanique, ils indiquent en revanche que l'opinion de
certains membres de la classe politique - pour qui le statut de neutralité est dépassé
depuis la fin de la guerre froide - est fort éloignée de celle du peuple. 8

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.08.1995
LIONEL EPERON
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Beziehungen zur EU

L'analyse Vox sur les résultats du scrutin a permis de mettre en évidence une
prépondérance de votes négatifs dans tous les groupes de population observés: Ainsi,
ni le sexe, ni l'âge, ni le statut professionnel ou encore la religion ne semblent avoir joué
un rôle significatif dans l'attitude du vote. Un rejet équivalent de l'initiative a par
ailleurs été observable au sein des grandes villes et à la campagne, de même qu'en
Suisse alémanique et en Suisse romande. Il s'est toutefois avéré que l'opposition aux
revendications des Démocrates suisses/Lega a été nettement moins virulente parmi les
personnes se sentant proches de l'UDC qu'au sein des sympathisants des autres partis
gouvernementaux. L'analyse du comportement du vote par rapport à l'axe idéologique
gauche-droite a d'ailleurs révélé que le rejet de l'initiative a eu tendance à s'accroître à
mesure que l'on se rapprochait de la gauche de l'échiquier politique. L'examen des
raisons avancées par les votants pour justifier leur décision a finalement montré que la
question de l'adhésion de la Suisse à l'UE n'a joué qu'un rôle secondaire dans le résultat
du scrutin, du fait que les opinions se sont avant tout formées sur la base des motifs
d'ordre constitutionnel invoqués par les autorités. Ainsi, l'analyse Vox est parvenue à la
conclusion que le rejet à plus de 70% de l'initiative ne pouvait en aucun cas être
interprété comme un témoignage d'ouverture en faveur de l'entrée de la Confédération
au sein de l'Union européenne. 9

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 09.06.1997
LIONEL EPERON

Le Seco a présenté, durant l’année sous revue, deux rapports relatifs à la question de
la libre circulation des personnes. Le premier a conclu que les conditions de salaire et
de travail ont été respectées depuis la mise en application de la libre circulation en juin
2004. Le second rapport, réalisé conjointement avec l’Office fédéral des migrations et
l’OFS, a mis en lumière que la vague migratoire vers la Suisse n’a pas eu lieu dès 2002,
comme le laissaient entendre les opposants à la libre circulation. Au contraire,
l’immigration a légèrement diminué entre le 1er juin 2002 et le 31 décembre 2004. La
libre circulation n’a en outre pas eu d’effet sensible sur le taux de chômage, celui des
Suisses restant deux fois moins important que celui des étrangers. Quant au dumping
salarial, sur 14 000 contrats contrôlés, seuls 354 cas ont été recensés, soit une
proportion de 2,5%. 10

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.06.2005
ELIE BURGOS

L’analyse VOX a montré que la confiance placée dans le Conseil fédéral a été l’élément
le plus important dans le choix des votants. Les personnes qui lui faisaient confiance
ont approuvé l’accord à 83%, alors que celles qui s’en méfiaient l’ont accepté à 25%.
Les sympathies partisanes ont également joué un rôle important. Les sympathisants du
PDC, du PLR et du PS ont ainsi suivi les recommandations de leur parti respectivement
par 75%, 77% et 80% des voix. Ceux de l’UDC ont fait de même à 94%, rejetant
massivement l’accord. Finalement les personnes non alignées sur un parti se sont
exprimées en faveur de l’accord à 69%, soit presque 10% de plus que la moyenne
nationale. Par ailleurs, l’appartenance gauche-droite a entraîné des répercussions
moins fortes que les sympathies partisanes. Ainsi, l’approbation a été plus forte parmi
les votants de gauche (91%) et d’extrême gauche (77%). Les votants se classant au centre
ont approuvé l’accord par 64%, ceux s’estimant à droite l’ont fait à 46% et ceux de
l’extrême droite à 21 %. La position par rapport aux étrangers a pesé également de
manière importante sur la décision des électeurs. Les tenants d’une politique égalitaire
à leur encontre ont soutenu massivement l’accord (83%), ceux qui donnaient une
préférence nationale l’ont majoritairement rejeté (70%). Les caractéristiques sociales
et économiques ont eu un faible impact sur l’issue de la votation. Toutefois, les
catégories urbaines, matériellement aisées et issues de hautes écoles ont approuvé cet
accord de manière plus nette. Finalement, la Suisse romande l’a approuvé à 66%, la
Suisse alémanique à 59% et la Suisse italienne à 34%. 11

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 09.02.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Eine vom SECO bestellte Evaluation der flankierenden Massnahmen zur
Personenfreizügigkeit durch das zuständige Observatorium, welcher ebenfalls im Mai
publiziert wurde, zeigte das beträchtliche Ausmass an Lohndumping in der Schweiz auf.
Vor allem im Bau- und Reinigungsgewerbe wurden die in den Gesamtarbeitsverträgen
festgesetzten Löhne in beinahe 40 Prozent der kontrollierten Fälle von EU-Firmen
unterschritten. Sowohl Gewerkschaften als auch Parteien forderten daraufhin klare
Massnahmen, um diese Entwicklung zu bekämpfen. Dennoch zog das SECO eine
insgesamt positive Bilanz der Funktionsweise der Verträge über die
Personenfreizügigkeit für die Schweiz. 12

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 27.05.2011
ANITA KÄPPELI
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Aussenwirtschaftspolitik

Une étude du Fonds national de la recherche scientifique (FNRS) a démontré que la
conclusion d’accords de libre-échange avec des états non-européens n’était pas une
alternative sérieuse à l’intégration de la Suisse dans l’Europe et notamment l’UE. Selon
cette étude, l’importance économique de tels accords ne doit pas être surestimée et
les principaux partenaires commerciaux de la Suisse continueront d’être ses voisins du
vieux continent. Une adhésion à l’ALENA (Amérique du Nord et Mexique) ou un accord
de libre-échange avec les Etats-Unis n’aurait que des effets marginaux. 13

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 28.06.1999
FRANÇOIS HUGUENET

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Au mois de mars, les résultats de l’enquête «Sécurité 2009», une enquête d’opinion
menée chaque année par le Centre de recherches sur la politique de sécurité et
l’Académie militaire de l’Ecole polytechnique fédérale de Zürich (EPFZ), ont été rendus
publics. En 2009, le sentiment général de sécurité des Suisses a atteint le pic enregistré
en 2008: 90% des personnes interrogées ont affirmé se sentir «très en sécurité» ou
«plutôt en sécurité». Seul 1 % des Suisses ne se sentaient «pas du tout en sécurité». En
ce qui concerne les engagements militaires dans le cadre d'alliances et de l'ONU, les
engagements dans le cadre de l'ONU ont continué à être plus soutenus qu'une
coopération en matière de politique de sécurité dans le cadre de l'OTAN ou d'une
armée européenne. Ainsi, le taux d'approbation des troupes suisses de promotion de la
paix au profit de l'ONU était majoritaire (53% en 2009, soit -1% par rapport à 2008)
mais restait toutefois en diminution constante, tandis qu’une augmentation du taux
d'approbation d'un rapprochement avec l'OTAN s'est dessinée (38%, +4%) sans pour
autant plébisciter une adhésion au traité lui-même (21%). La proportion d’avis favorable
aux engagements armés à l'étranger a quant à elle diminué par rapport à l'année
précédente (36%, -3%). Concernant les collaborations au sein de l'Europe, seule une
minorité des sondés a souhaité que la Suisse participe à la constitution d'une armée
européenne (24%) et les opinions restaient majoritairement favorables à des
coopérations multiples avec des Etats européens même si la tendance était
significativement à la baisse depuis 2001. En matière d'autonomie nationale, si une
moitié des sondés a considéré que la Suisse ne devait compter que sur sa propre
défense nationale (50%, -3%), une majorité d'entre eux a estimé que la sécurité
nationale était de plus en plus influencée par d'autres Etats (52%, 0%). Au demeurant,
l'utilité de l’armée s’est elle renforcée par rapport à l'année précédente. Ainsi, une
forte majorité des personnes interrogées était d'avis que l'armée était «absolument
indispensable» ou «plutôt indispensable» (75%, +6%). Seul 13% des personnes sondées
ont estimé que l'on pouvait supprimer l'armée. Le nombre de partisans d'une armée de
métier est resté stable après le recul recensé l'année précédente (42%, +1%). Ils étaient
de la sorte sensiblement moins nombreux que les partisans d'une armée de milice (51%,
0%). Par ailleurs, le nombre des sympathisants de la suppression de l’obligation de
servir et de l’introduction d’un service militaire volontaire a enregistré un léger
renforcement par rapport à 2008, de 42% à 44%. L'obligation de servir restait toutefois
plus forte (47%). Depuis plusieurs années, la tendance indiquait que le budget alloué à
l'armée était estimé trop élevé. Cependant, pour la première fois, une plus forte
proportion des sondés a considéré les dépenses de l'armée «raisonnables» (46%, +4%)
par rapport à ceux qui les ont jugées trop élevées (40%, -5%). L'efficacité de l'armée a
été évaluée pour l’année sous revue par l'échantillon représentatif de la population
suisse comme cela l'avait été fait en 1995, 1998 et 2003. Il en est ressortit que malgré
une estimation positive de l'équipement (74%) et de l'instruction (59%), une minorité
des sondés ont jugé la motivation des militaires comme «bonne» ou «plutôt bonne»
(41%). Finalement, en comparaison avec les moyennes des années 1995 à 2009, l'armée
a obtenu de moins bons résultats en terme de confiance de la part des sondés bien
qu’ils lui aient accordé une confiance considérée comme moyenne. 14

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.03.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Les résultats de l’enquête «Sécurité 2010», une enquête d’opinion menée chaque
année par le Centre de recherches sur la politique de sécurité et l’Académie militaire
de l’Ecole polytechnique fédérale de Zürich (EPFZ), ont été rendus publics. Les
personnes interrogées se sentent un peu moins en sécurité que l’année précédente.
Seules 88% d’entre elles se déclarent sereines et optimistes concernant la sécurité
personnelle et seulement 69% le sont au sujet de l’avenir du pays. Pareillement, 48%

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER
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d’entre elles estiment que la situation internationale ne changerait pas. S’agissant de
l’armée, 74% des sondés estiment que l’armée est nécessaire et 71% d’entre eux
considèrent qu’il est utile qu’elle soit bien instruite et bien équipée. Toutefois, 46% la
jugent trop volumineuse. La moitié des personnes interrogées estiment encore que le
budget de la Défense doit se maintenir au même niveau que les années précédentes,
alors qu’un cinquième juge qu’il doit augmenter et un autre cinquième qu’il doit
diminuer. Par ailleurs, le modèle de l’armée de milice est soutenu par 50% des sondés
alors que celui d’une armée professionnelle par 44%. La suppression de l’obligation
générale de servir a été défendue par 45% des personnes consultées (+1% par rapport à
2009). Au demeurant, les sondés semblent méfiants face aux engagements à l’étranger,
seulement 56% d’entre eux les ont approuvés. A ce sujet, ils ne sont pas unanimes
concernant les questions touchant le nombre, l’utilisation des armes, ainsi que l’impact
sur la neutralité et la solidarité internationale. Les rapprochements politiques avec l’UE
et l’OTAN sont vus avec scepticisme. Ils sont exclusivement appuyés par respectivement
50% et 40% de la population interrogée. Les adhésions à ces mêmes organisations ne
sont soutenues respectivement que par 31% et 21% des citoyens consultés. Ainsi, leur
majorité semble souhaiter le maintien d’une collaboration internationale sans lien
institutionnel qui touche à la souveraineté helvétique. Du reste, 72% des personnes
interrogées sont favorables au libre choix entre le service civil et militaire et 59%
d’entre elles considèrent nécessaire de devoir justifier l’incorporation au service civil
par des problèmes de conscience. Finalement, si la confiance en l’armée a augmenté
de 0,2% par rapport à 2009, elle reste modeste tout en étant au-dessous de la
moyenne des années précédentes. 15

Die Militärakademie der ETH hat 2015 wiederum zusammen mit dem Center for Security
Studies die Jahresstudie „Sicherheit“ publiziert. Die Autorinnen und Autoren stellten
auch in diesem Jahr ein grundlegendes Gefühl der Sicherheit in der Schweizer
Bevölkerung fest. Angst vor Bedrohungen wurde nur in geringem Mass erkannt und
wenn, dann im Bereich der Datensicherheit oder bezüglich Cyber-Angriffen. Die Frage
nach der Notwendigkeit der Armee wurde mit sehr hoher Zustimmung beantwortet und
sogar die jüngste Alterskohorte befürwortete die Armee so deutlich wie noch nie in der
dreissigjährigen Messperiode. Diese jüngeren Respondenten wiesen in dieser Periode
einen Anstieg um 8 Prozentpunkte aus (74%; 2014: 66%). Insgesamt wurde auch das
Modell der Milizarmee deutlich bejaht und einer reinen Berufsarmee vorgezogen, wobei
bezüglich alternativer Dienstmodelle ambivalente Erkenntnisse gezogen werden
mussten: Einerseits erhielt eine obligatorische Wehrpflicht nur für Männer eine hohe
Zustimmung, andererseits sprachen sich ebenso viele Befragte gegen eine Umwandlung
in eine obligatorische Dienstpflicht aus. Es konnten keine eindeutigen Schlüsse gezogen
werden, ob ein Modell mit einer Dienstpflicht, die die Frauen mit einschliesst, auf
Zustimmung stossen würde. Eine Wehrpflicht unter Miteinbezug weiblicher
Dienstleistenden wurde mehrheitlich abgelehnt, so auch bezüglich der Ausweitung der
Dienstpflicht für Ausländer. Einwohner ohne schweizerische Staatsbürgerschaft sollen
gemäss dieser Meinungsumfrage auch nicht in den Zivil-, oder einen allfälligen
Sozialdienst rekrutiert werden.
Bezüglich der Zufriedenheit mit der Armee wurde keine Veränderung gegenüber dem
Vorjahr registriert. Sie verharrt auf durchschnittlich 6.3 Punkten auf einer Zehnerskala
zwischen "überhaupt nicht zufrieden" und "sehr zufrieden". Was die Abschaffung der
Wehrpflicht angeht, sprachen sich in der Selbsteinschätzung links Eingestellte und
höher Gebildete stärker für eine solche aus. Weniger Gebildete und sich auf der Links-
Rechts-Achse eher rechts einstufende Befragte stützten die Wehrpflicht hingegen
eher. Insgesamt ist die Zustimmung zur Abschaffung der Wehrpflicht gegenüber dem
Vorjahr um einen Prozentpunkt auf 38% gestiegen. Abnehmend hingegen ist die
Haltung, dass die Schweiz zu viel für die Verteidigung ausgebe. Dies empfanden noch
33% der Befragten (-4 Prozentpunkte). Dass dagegen mehr ausgegeben werden sollte,
gaben 16% an, was einer pointierten Steigerung um 7 Prozentpunkte bedeutet. Die
Milizarmee als Dienstmodell wird von einer Mehrheit von 58% gutgeheissen (-3
Prozentpunkte), dies bedeutet den dritthöchsten Wert seit 1995. Die dienstpflichtige
Kohorte der jüngeren Befragten (20–29-jährige) zeigte sich einer Berufsarmee deutlich
stärker zugetan als noch im Vorjahr (48%, + 5 Prozentpunkte). Die Bevölkerung fühle
sich sehr sicher und schaue zuversichtlich in die Zukunft, schlossen die Herausgeber
der Studie. 16

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

Suite à la décision prise dans le courant du mois de juin par les ministres de l'énergie
de l'UE de libéraliser le marché européen de l'électricité de façon progressive et
partielle, la question de l'ouverture du marché électrique helvétique à la concurrence
s'est faite d'autant plus pressante, tant auprès des autorités fédérales et des milieux
industriels qu'auprès des producteurs et distributeurs d'électricité. A cet égard, l'Union
des centrales suisses d'électricité a fait établir une étude dont les résultats ont
démontré que la Confédération connaît une des impositions fiscales sur le courant
électrique parmi les plus fortes en Europe. Soucieux de lutter à armes égales avec leurs
concurrents européens au cas où une libéralisation du marché national viendrait à être
décrétée, les producteurs d'électricité ont dès lors revendiqué un abaissement de la
charge fiscale qui frappe l'ensemble du secteur électrique helvétique à hauteur de
quelque CHF deux milliards par année. 17

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 09.10.1996
LIONEL EPERON

Erdöl und Erdgas

In einem Projekt, das vom BFE unterstützt wurde, untersuchten Expertinnen und
Experten die Entwicklung der europäischen Erdgasversorgung und deren
Rückwirkungen auf die Schweiz. Es wurde festgehalten, dass eine hohe
gesamteuropäische Abhängigkeit von russischen Importen bestehe und die Schweiz
über keine eigenen Speichermöglichkeiten verfüge. Daher sei eine Koordination mit der
EU sinnvoll. Ein weiterer wichtiger Untersuchungsgegenstand war die Ausarbeitung
möglicher Szenarien einer Schweizer Marktöffnung. Diesbezüglich untersuchten die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler ein vereinfachtes Entry-Exit Marktmodell –
ein Modell, bei dem verschiedene Gaslieferanten mit dem gleichen Netz wirtschaften,
nur eine Einspeise- und eine Entnahmegebühr zu entrichten sind und der Transportweg
für die Kostenberechnung als unbedeutend gilt. Das Fachteam kam dabei jedoch nicht
zu einem eindeutigen optimalen Tarifmodell für die Schweiz, da mit verschiedenen
Preisoptionen für die Einspeise- und die Entnahmegebühr nur geringe Unterschiede
festgestellt werden konnten und die Aussagekraft ihres Modells aufgrund der
Vereinfachung limitiert sei. Die Auswirkungen einer Liberalisierung des Gasmarktes in
der Schweiz seien deshalb vorwiegend von Entwicklungen auf dem gesamten
europäischen Gasmarkt und von einem gut geregelten Zugang der Schweiz zu
ebendiesem abhängig und basierten weniger stark auf der genauen Spezifizierung des
Entry-Exit Modells, so das BFE im Final-Report vom Herbst 2018. 18

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.11.2018
MARCO ACKERMANN

Verkehr und Kommunikation

Eisenbahn

L'analyse VOX a révélé que cet objet revêtait une importance particulière aux yeux des
citoyens qui l’ont considéré comme essentiel pour l'avenir du pays. L'influence sur le
comportement de vote du positionnement sur l'échiquier politique a été importante.
Alors que les sympathisants de la gauche ont approuvé massivement l'objet, à mesure
qu'on se rapprochait des positions de la droite radicale, le soutien a décliné
progressivement. Les partisans du projet ont été motivés par les aspects positifs sur
l'environnement et par les perspectives d'amélioration des relations avec l'Europe et de
l'emploi. Pour justifier leur décision, ils ont invoqué l'importance du réseau ferroviaire
pour alléger le réseau routier et transférer les marchandises de la route au rail. Ensuite,
l'argument européen a été mentionné. L'acceptation de l'objet permettrait d’envisager
une conclusion rapide des négociations bilatérales. Finalement, les partisans ont
souligné le fait que le financement du projet était assuré, notamment par la RPLP
approuvée en septembre. Du côté du non, les motifs ont été essentiellement liés aux
coûts du projet (9 personnes sur 10). De manière bien moins importante, les opposants
ont estimé que le percement de deux tunnels n'était pas justifié, et en dernier lieu, ils
ont mentionné le credo antieuropéen. 19

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.11.1998
LAURE DUPRAZ
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Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Bevölkerungsentwicklung

A la fin de l’année 2013, la population résidente permanente s’est élevée à 8'136'700
habitants, soit une augmentation de 97'600 personnes par rapport à 2012. En
comparaison de la hausse enregistrée durant l’année précédente (+1,0%), le taux de
croissance a légèrement progressé (+1,2%). Comme cela fut le cas au cours de la
dernière décennie, le solde positif est principalement imputable aux mouvements
migratoires. L’immigration nette a affiché une croissance de 80'400 personnes, ce qui
correspond à une forte hausse de 24,1% par rapport à 2012. Quant à l’accroissement
naturel, soit la différence entre les naissances et les décès, celui-ci s’est monté à
17'200 personnes. Au niveau des sexes, la Suisse compte aujourd’hui 4,1 millions de
femmes et 4,0 millions d’hommes. Si les hommes sont un peu plus représentés que les
femmes dans la classe d’âge la plus jeune (entre 0 et 24 ans), la répartition s’inverse
progressivement. Les différences s’accentuent à partir de 60 ans. Parmi les 1'500
centenaires que recense l’Office fédéral de la statistique (OFS), la proportion des
femmes atteint 77%. Pour ce qui est de l’évolution démographique à travers le
territoire, la population résidente a augmenté dans tous les cantons. Fribourg (+2,1%),
Thurgovie (+1,6%), le Valais (+1,5%), l’Argovie (+1,4%) suivis de Genève et Zoug (+1,3%
chacun) ont affiché les plus fortes hausses. La croissance la moins importante a été
observée dans le demi-canton d’Appenzell Rhodes-Intérieures (+0,4%).
Durant la session d’hiver, le Conseil national a transmis un postulat Schneider-
Schneiter (pdc, BL) chargeant le Conseil fédéral d’élaborer une synthèse sur la stratégie
démographique en se basant sur les rapports démographiques soumis par les différents
départements fédéraux. Le but du rapport demandé consiste à établir une stratégie
permettant de faire face au changement démographique. 20

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2013
LAURENT BERNHARD

Arbeitsmarkt

D’après le quatorzième rapport de l’Observatoire sur la libre circulation des
personnes entre la Suisse et l’UE, le solde migratoire par rapport à l'UE/AELE se
montait à 31'250 personnes pour l’année 2017. Par rapport à 2016, il y a eu un recul de 11
points de pourcentage. En incluant l’immigration en provenance des Etats tiers, le bilan
migratoire atteignait 53'950 individus. Les immigrés de l’Europe du Sud ont été moins
nombreux en raison de l’amélioration de leurs perspectives d’emplois sur leur marché
du travail. L’immigration allemande et française est restée stable, alors que le Portugal a
affiché un solde négatif. Les Bulgares et les Roumains ont été les plus nombreux à
immigrer. Toutefois, la Suisse n'est toujours pas le pays prioritaire pour la main-
d’œuvre en provenance d'Europe de l'Est. La libre circulation des personnes a su
satisfaire la demande en main-d’œuvre bien qualifiée de ces dernières années. Ainsi,
54% des immigrés étaient titulaires d’une formation tertiaire – les Français
représentaient 70%, les Allemands 63%, les Italiens 50% et les Portugais 13%. Ils ont pu
occuper des postes correspondant à leur niveau de qualification et également
percevoir des salaires similaires à ceux de la population résidente présentant les
mêmes caractéristiques. Néanmoins, les immigrés qualifiés d'Europe du Sud et de l'Est
ne sont parfois pas parvenus à maximiser leurs diplômes de formation, engendrant des
écarts salariaux. Une des explications serait les lacunes linguistiques. Alors que la
demande de main-d’œuvre qualifiée est toujours soutenue, la main-d’œuvre aux
qualifications moins élevées est aussi recherchée. En effet, la proportion de personnes
sans formation scolaire post-obligatoire a nettement reculé ces dernières années en
Suisse. En raison de la législation helvétique, il n’est plus possible de recruter de la
main-d’œuvre faiblement qualifiée dans les Etats tiers, si bien que ce besoin est
également couvert par les immigrés de la zone UE, notamment d’Europe du Sud et de
l’Est. Le taux d’activité des ressortissants de l’UE s’élevait à 87.2% en 2017, contre 84%
en moyenne nationale et 84.4% pour les Suisses. Il n’y a pas eu de préjudice à la
population indigène. Le risque de chômage des Suisses est toujours bas, depuis des
années, tandis que la participation des immigrés au marché du travail progresse. Il
ressort que les immigrés d’Europe du Sud et de l’Est sont davantage exposés à un
risque de chômage en raison de la structure de la formation et de l’emploi. D’après les
prévisions, en raison de l’amélioration conjoncturelle synchrone de la zone UE, les
entreprises suisses pourraient rencontrer des difficultés à recruter de la main d’œuvre
dans la zone UE. 21

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 03.07.2018
DIANE PORCELLANA
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Le quinzième rapport de l'Observatoire sur la libre circulation des personnes entre la
Suisse et l'UE indique un solde migratoire de ressortissantes et ressortissants de
l'UE/AELE de 31'200 personnes en 2018. La stabilité du solde par rapport à l'année
précédente s'explique par la faible demande de main-d'oeuvre et une amélioration de
la situation du marché du travail dans cette zone. Pour le Portugal, le solde migratoire
est à nouveau négatif (-2'600 personnes). L’immigration nette des ressortissantes et
ressortissants des Etats tiers est de 23'500 personnes. Le bilan migratoire global atteint
donc 54'600 individus, ce qui correspond à une part de la population immigrée de 32%
par rapport au total de la main-d’œuvre suisse. Ainsi, la Suisse figure au deuxième rang
au niveau européen, derrière le Luxembourg. L'arrivée d'une main-d’œuvre jeune a pu
freiner le vieillissement de la population. Toutefois, la Suisse ne saurait tabler sur
l'immigration pour atténuer le vieillissement démographique à long terme, puisque la
part de la population en âge typique d'émigrer diminuera dans toutes les régions de
l'UE ces prochaines quinze années. L’immigration n’écarte pas la population indigène
du marché du travail. L'immigration en provenance de l'UE/AELE renforce la part de
personnes hautement qualifiées et apporte, d'après le rapport, une «excellente
complémentarité» sur le marché du travail suisse. Elle permet également d'éviter une
croissance rapide des hauts salaires en comblant la pénurie de main-d’œuvre. A l'appui
des projections conjoncturelles, la Suisse pourrait avoir des difficultés pour recruter de
la main-d’œuvre européenne en raison d'un faible niveau de chômage global dans cette
zone. 22

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.07.2019
DIANE PORCELLANA

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Der Bundesrat beauftragte das Bundesamt für Statistik (BfS), ab 1992 alle vier Jahre eine
Gesundheitsbefragung bei der Schweizer Bevölkerung durchzuführen. Im Blickpunkt
sollen soziodemographische Merkmale stehen, der physische und psychische
Gesundheitszustand, Behinderungen und ihre sozialen Auswirkungen, die
Inanspruchnahme von Dienstleistungen im Gesundheitsbereich,
gesundheitsbeeinflussende Verhaltensweisen, berufliche und soziale
Lebensbedingungen, Versicherungsverhältnisse, Aspekte der Gesundheitsförderung
sowie Gesundheitsprobleme von Jugendlichen und Rentnern. Als Rechtsgrundlage für
diese Befragung – mit Stichproben bei mindestens 16'000 Freiwilligen – erliess der
Bundesrat eine Verordnung, die auch den Datenschutz regelt und festschreibt, dass die
Informationen nur für statistische Zwecke verwendet werden dürfen. 23

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 17.10.1991
MARIANNE BENTELI

Angesichts der zunehmenden Digitalisierung verschiedenster Lebensbereiche ist die
vernetzte und flächendeckende Einführung von elektronischen Patientendossiers in
naher Zukunft absehbar. Um die Chancen und Risiken von computerbasierten
Patientenkarteien abzuwägen, gab der Schweizerische Wissenschafts- und
Technologierat eine Studie in Auftrag. Für deren Autoren liegen die Vorteile
digitalisierter Krankengeschichten auf der Hand. Wenn an einem einzigen Ort alle
relevanten medizinischen Informationen zu einem Patienten gespeichert sind, kann ein
behandelnder Arzt schnell und einfach auf diese zugreifen; gerade bei Notfällen oder
Allergien gegen bestimmte Wirkstoffe kann dies unter Umständen lebensrettend sein.
Computerbasierte Patientendossiers weisen aber auch eine Reihe von grundsätzlichen
Gefahren auf, insbesondere jene des „gläsernen Patienten“. Dem Datenschutz kommt
deshalb nach Meinung der Autoren zentrale Bedeutung zu. Massnahmen, um
Unbefugten (etwa Versicherern oder Arbeitgebern) den Zugriff auf die Personendaten
zu verunmöglichen, seien unerlässlich. Auch Ärzte und andere Medizinalpersonen
sollten nur in jene Informationen Einblick nehmen können, die für die jeweilige
Behandlung beziehungsweise Betreuung des Patienten oder der Patientin notwendig
sind. Zudem sei das Einverständnis der Betroffenen zwingend. Bei der Präsentation der
Studie verwies der eidgenössische Datenschutzbeauftragte darauf, dass Datenbanken
mit individuellen medizinischen Informationen laut Datenschutzgesetz einer eigenen
gesetzlichen Grundlage bedürften, die erst noch zu schaffen wäre. Diese Feststellung
nahm der Nationalrat zum Anlass, den Bundesrat mit einem Postulat seiner
Rechtskommission (Po. 00.3178) einzuladen, in Zusammenarbeit mit dem
Datenschutzbeauftragten dem Parlament einen umfassenden, alle
Sozialversicherungsbereiche beleuchtenden Bericht über Regelungslücken im
medizinischen Datenschutz vorzulegen. (Zum Datenschutz im
Sozialversicherungsbereich siehe hier) 24
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Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Eine vom Bundesrat eingesetzte Arbeitsgruppe empfahl neue gesetzliche Regelungen,
um den Persönlichkeitsschutz der Krankenversicherten zu gewährleisten. In ihrem
Bericht warnten die Experten, dass die heutigen Auskunftspraktiken zur Diskriminierung
in Arbeit und Gesellschaft führen könnten. Der Bericht machte auf die zahlreichen
Schnittstellen zwischen Arbeitswelt und Krankenversicherung aufmerksam. Sie
forderten insbesondere, dass Betriebsärzte nicht zugleich als Vertrauensärzte einer
Krankenkasse wirken dürfen, wenn der Versicherte im selben Betrieb arbeitet. Die
Versicherungen sollen ärztliche Unterlagen, die sie zur Prüfung von Arztrechnungen
erhalten, spätestens nach fünf Jahren vernichten. Zudem sei der Datenaustausch
zwischen verschiedenen Versicherungszweigen (Grund-, Taggeld-, Privatversicherung)
zu beschränken. In gleicher Weise äusserte sich auch der Datenschutzbeauftragte, der
die Forderung der Krankenkassen zurückwies, mit den Arztrechnungen stets auch über
medizinische Diagnosen informiert zu werden. Diese Verquickung der Daten stösst
auch der FMH sauer auf; sie bemängelte, trotz Verschlüsselung seien immer noch
Rückschlüsse von Medizinalstatistiken auf einzelne Personen und sensible Daten über
sie möglich. 25

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 17.07.1996
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Umfragen belegten, dass sich das Klima in der Schweiz gegenüber AusländerInnen in
den letzten Jahren markant verschlechtert hat. Über 90% der Befragten vertraten die
Ansicht, der Ausländeranteil dürfe nicht mehr weiter ansteigen. Während 1980 noch 61
% die Anwesenheit der Ausländer als eher positiv erlebten, waren es im Berichtsjahr
nur noch 41%. Deutschschweizer, ältere Menschen und Jugendliche erwiesen sich als
besonders wenig offen für Menschen aus anderen Kulturkreisen. 61% – gegenüber 53%
im Vorjahr – erachteten die Anzahl der Asylbewerber als untragbar, wobei hier
Personen zwischen 55 und 74 Jahren und Arbeiter besonders empfindlich reagierten. n
einer weiteren Umfrage zeigte sich, dass 42% der befragten Personen die Anzahl der in
der Schweiz lebenden Flüchtlinge überschätzte. Ausserdem kam eine Studie der
Universität Zürich zum Schluss, dass steigende Ausländerzahlen weder ein notwendiger
noch ein hinreichender Erklärungsgrund für Fremdenfeindlichkeit sind, und dass
vielmehr die periodisch wiederkehrenden Identitätskrisen moderner Gesellschaften zu
Phasen von Überfremdungsängsten führen 26

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 17.04.1990
MARIANNE BENTELI

Die ständige ausländische Wohnbevölkerung nahm im Berichtsjahr um knapp 60 000
oder 5,8% auf gut 1,1 Mio Personen zu. Damit wurde der bisherige Rekordstand von
August 1974 um rund 34 000 überschritten. Der innert Jahresfrist von 15,6 auf 16,4%
angestiegene Ausländeranteil blieb aber noch unter den damaligen 16,8%. Von den am
Jahresende in der Schweiz wohnhaften 1 100 262 Ausländerinnen und Ausländern (ohne
internationale Funktionäre, Saisonniers, Asylbewerber und Ausländer mit einem
bewilligten Aufenthalt von weniger als einem Jahr) besassen 25% eine Jahres- und 75%
eine Niederlassungsbewilligung. 798 012 oder 73% stammten aus EG- oder EFTA-
Ländern, was gegenüber 1980 einer Abnahme um 10% entspricht.

Der Wandel der schweizerischen Volkswirtschaft in Richtung Dienstleistungen schlägt
sich auch in der branchenmässigenVerteilung der ausländischen Erwerbstätigen nieder.
Im Zeitraum zwischen 1981 und 1990 erhöhte sich die Beschäftigung von Ausländern um
31,9%. Im Sektor Industrie und Handwerk betrug der Zuwachs 15,9%, bei den
Dienstleistungen 52,5% und in den übrigen Wirtschaftszweigen 28,6%. In der Industrie
fanden die stärksten Zunahmen in der Metallindustrie und im Bereich Maschinen,
Apparate und Fahrzeuge statt. Bei den Dienstleistungen wuchs die
Ausländerbeschäftigung vor allem beim Handel, in der Hotellerie und im
Gesundheitswesen.

Ende Jahr betrug der Gesamtbestand erwerbstätiger Ausländer 864 469 Personen, 51
311 oder 6,3% mehr als ein Jahr zuvor. Diese Zunahme war erneut auf die anhaltend
gute Wirtschaftslage zurückzuführen. Markant war der Zuwachs erneut im
Dienstleistungssektor, vor allem in den Wirtschaftszweigen Handel, Banken und
Versicherungen, in der Tourismusbranche sowie im Gesundheitswesen. Im sekundären
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Sektor meldeten die Metall- und Maschinenindustrie sowie das Baugewerbe die
beachtlichsten Zunahmen. Hier fielen auch die Saisonniers stark ins Gewicht, deren
Zahl Ende August – dem saisonalen Höchststand der Beschäftigung – 122 000 (1989: 120
000) betrug. Am Jahresende arbeiteten überdies 181 366 Grenzgänger (1989: 167 259) in
der Schweiz. Dazu kommen, nach Schätzungen der Gewerkschaften, noch zwischen 50
000 und 180 000 Schwarzarbeiter, oftmals als Kurzaufenthalter eingereiste Personen,
die nach Ablauf ihrer fremdenpolizeilichen Bewilligung illegal im Land bleiben und
dabei in Kauf nehmen, im Lohnsektor und bei den Sozialversicherungen massiv
benachteiligt zu werden. 27

Ende 1991 lebten in der Schweiz so viele Ausländer und Ausländerinnen wie nie zuvor.
Mit 1,163 Mio Personen oder 17,1% der Bevölkerung wurde die Höchstmarke von 1974
(16,8%) deutlich überschritten. Die Zunahme betrug 5,7% gegenüber 5,8% im Vorjahr.
76% der Ausländerinnen und Ausländer besassen eine Niederlassungsbewilligung, 24%
eine Jahresbewilligung. 70% stammten aus EG- und Efta-Staaten. Nicht in den
ständigen Ausländerbestand eingerechnet wurden die insgesamt 26 000
internationalen Funktionäre, die knapp 116 000 Saisonniers, die 62 000 Asylbewerber
und die 14 000 Aufenthalter mit einer Bewilligung von weniger als einem Jahr sowie die
Grenzgänger, deren Anzahl (176 000 Personen) aufgrund der sich abzeichnenden
Rezession leicht zurückging. 28

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.01.1992
MARIANNE BENTELI

Wie die Wiederholung einer 1989 durchgeführten Umfrage ergab, stossen die
Ausländer in der Schweiz auf wachsende Ablehnung. Vorwiegend aus wirtschaftlichen
Gründen sprach sich eine (tendenziell abnehmende) Mehrheit zwar nach wie vor für die
Anwesenheit von Ausländern in der Schweiz aus. Dennoch waren zwei Drittel mit der
Aussage einverstanden, neu zuziehende Ausländer sollten nur noch in Ausnahmefällen
Arbeitsbewilligungen erhalten (1989: 57%). Gewachsen ist auch der Ruf nach Politikern,
die Überfremdungsängste thematisieren (68% gegenüber 56%). Trotzdem hat die
Sympathie für Parteien, die klar gegen Überfremdung Stellung nehmen, seit 1989 nur
gerade um 3% zugenommen. Noch deutlicher fielen die neuesten Ergebnisse einer seit
1974 periodisch durchgeführten Umfrage aus. Sie zeigten, dass sich das Misstrauen
gegenüber Ausländern in den letzten Jahren deutlich verstärkt hat. 38% der Befragten
— 8% mehr als 1990 — beurteilten die Rolle der Ausländer als negativ, nur gerade noch
35% (1979: 63%!) waren Ausländern gegenüber wohlwollend eingestellt. Bei den 12%,
welche die Anwesenheit von Ausländern als sehr negativ einstuften, glaubten die
Autoren der Studie einen eigentlichen Fremdenhass ausmachen zu können. Eine dritte
Umfrage schliesslich wies eine praktische Verdoppelung von 14 auf 27% innert
Jahresfrist jenes Personenkreises nach, der Verständnis für Gewalttaten gegen
Asylsuchende zeigt. 29

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.04.1992
MARIANNE BENTELI

Ende 1992 lebten 1,21 Mio Ausländer mit Niederlassungs- oder
Jahresaufenthaltsbewilligung in der Schweiz, was einem Anteil an der
Gesamtbevölkerung von 17,6% entspricht. Damit erfolgte erneut eine Zunahme (+4,3%),
doch fiel sie gegenüber den Vorjahren schwächer aus (1991: +5,7%). Vor allem die Zahl
der erwerbstätigen Ausländer (ohne Saisonniers und Grenzgänger) nahm –
rezessionsbedingt – nur noch um 0,5% zu (1991 +5,7%). 75% dieser Ausländerinnen und
Ausländer hatten eine Niederlassungsbewilligung, 25% eine Jahresbewilligung. Der
Anteil der Angehörigen von EG- und Efta-Staaten ging von 70 auf 67% zurück.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1992
MARIANNE BENTELI

Bei den Saisonniers und Grenzgängern zeigte der Wirtschaftseinbruch erstmals
deutliche Auswirkungen. Ende August, im Zeitpunkt des saisonalen Höchststandes der
Beschäftigung arbeiteten noch 93 118 Saisonniers und 169 942 Grenzgänger in der
Schweiz, was gegenüber dem Vorjahr einen Rückgang von 19,7% bzw. 7,0% bedeutet.
1991 hatten die Grenzgänger noch um 1,1% zugenommen, während bei den Saisonniers
bereits eine Abnahme um 4,7 verzeichnet worden war. 30
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Der Bestand der ständigen ausländischen Wohnbevölkerung - internationale
Funktionäre, Saisonniers, Kurzaufenthalter, Asylbewerber und vorläufig Aufgenommene
nicht mitgerechnet - betrug Ende Jahr 1 300 089 Personen, 39 806 oder 3,2% mehr als
vor Jahresfrist. Damit schwächte sich die Zunahme bereits im dritten
aufeinanderfolgenden Jahr leicht ab. Der Anteil an der gesamten Wohnbevölkerung der
Schweiz erhöhte sich von 18,1 auf 18,6%. 941 626 Personen besassen eine
Niederlassungs- und 358 463 eine Jahresbewilligung. 64% stammten aus EU- und Efta-
Staaten, weitere 21% aus Ex-Jugoslawien. Ende August, im Zeitpunkt des saisonalen
Höchststandes der Beschäftigung, befanden sich nur noch 61 102 Saisonniers in der
Schweiz, was gegenüber dem Vorjahr einem Rückgang um 14,9% entspricht. 1990 hatten
zum gleichen Zeitpunkt noch rund 122 000 Saisonniers in der Schweiz gearbeitet. 31

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 21.01.1995
MARIANNE BENTELI

Die Zahl der permanent in der Schweiz lebenden Ausländer - internationale
Funktionäre, Saisonniers, Kurzaufenthalter, Asylbewerber und vorläufig Aufgenommene
nicht mitgerechnet - betrug Ende Jahr 1 330 574 Personen. Der Ausländeranteil an der
ständigen Wohnbevölkerung stieg damit von 18,6 auf 18,9%. Mit 2,3% (30 485 Personen)
fiel der Zuwachs der ausländischen Bevölkerung noch einmal geringer aus als im
Vorjahr (3,2%). 1990 war noch eine Zunahme um 5,8% registriert worden. Von den rund
1,3 Mio Ausländerinnen und Ausländern stammten etwas mehr als 62% aus EU- und
EFTA-Ländern. Über 22% sind aus dem ehemaligen Jugoslawien eingewandert, 8% aus
der Türkei. Rund 957 000 Ausländer hatten Ende Dezember den Status von
Niedergelassenen, 1,6% mehr als ein Jahr zuvor. Die Zahl der Jahresaufenthalter stieg
um 4,2% auf gegen 374 000. Am Jahresende wurden (inklusive Saisonniers und
Grenzgänger) 895 734 erwerbstätige Ausländerinnen und Ausländer gezählt, 15 898 bzw.
1,7% weniger als im Vorjahr. Ende August, im Zeitpunkt des saisonalen Höchststandes
der Beschäftigung, befanden sich lediglich noch 53 707 Saisonniers in der Schweiz,
12,1% weniger als ein Jahr zuvor; 1990 hatte ihre Zahl noch gut 122 000 betragen. Mit
rund 150 000 Personen blieb die Zahl der Grenzgänger - wie schon in den Vorjahren -
relativ konstant. 32

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 10.02.1996
MARIANNE BENTELI

Das Statistische Amt des Kantons Tessin präsentierte eine breit angelegte Studie über
die Situation der Grenzgänger aus dem nahen Italien. Sie behandelt nicht nur
wirtschaftliche Aspekte, sondern widmet sich auch ausführlicher als andere bisher
erschienene Publikationen den soziologischen Begleiterscheinungen der täglichen
Migration. Von 1990 bis 1996 schrumpfte die Zahl der "frontalieri" von 40 692 auf
30 829 Personen. Die Angst vor dem Verlust des Arbeitsplatzes bezeichneten denn auch
viele Grenzgänger als ihre grösste Sorge. Diese wird dadurch verstärkt, dass die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aus Italien in zwei sozialstaatlichen Systemen
leben. Sie entrichten die regulären Beiträge an die schweizerische
Arbeitslosenversicherung, erhalten bei Arbeitslosigkeit aber nur gerade 30 000 Lire
(rund 30 Fr.) pro Tag vom italienischen Staat, obgleich die Schweiz sämtliche von den
Grenzgängern in die Arbeitslosenversicherung einbezahlten Gelder nach Rom
überweist. Entgegen landläufigen Einschätzungen erklärte eine Mehrheit der
"frontalieri", sich in der Schweiz wohlgelitten und integriert zu fühlen. Gemäss dem
Autor der Studie steigt die gesellschaftliche Eingliederung proportional zum Grad der
beruflichen Qualifikation. Einen diesbezüglich hohen Grad hätten Pendler vorab im
Tessiner Gesundheitswesen erreicht, wo sich bereits jetzt die Arbeitssituation der
Zukunft in einem Europa der Regionen abbilde. Hier seien Grenzgänger und
Grenzgängerinnen nicht mehr nur billige Arbeitskräfte, sondern eine echte Konkurrenz
für einheimisches Personal. 33

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 06.12.1996
MARIANNE BENTELI

Seit 1980 ist die Zahl der ausländischen Kinder und Jugendlichen in der Schweiz
kontinuierlich gestiegen. Vermehrt finden sie sich jedoch am Ende ihrer Schulzeit in
Schultypen wieder, die ihnen den Zugang zu einer anspruchsvollen Ausbildung
erschweren. Gemäss einem Bericht des Bundesamtes für Statistik (BFS) mussten sich
1995/96 52% aller ausländischen Jugendlichen auf der Sekundarstufe I mit einer Schule
mit Grundansprüchen begnügen (1980/81: 45%). Schweizer Kinder hingegen besuchten
im gleichen Zeitraum anteilmässig immer weniger die Realschule (1980/81: 35%;
1995/96: 27%). Die Daten des BFS zeigten, dass Schülerinnen und Schüler aus neuen
Einwanderungsnationen (ex-Jugoslawien, Portugal und Türkei) im Bildungswesen
eindeutig schlechter abschneiden, als die Kinder der deutlich früher eingewanderten
Italiener und Spanier. 34
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Zum zweiten Mal seit 1994 beschäftigte sich die Univox-Umfrage mit ausgewählten
Aspekten des Verhältnisses zwischen schweizerischer und ausländischer Bevölkerung.
Die Präsenz von ausländischen Personen aus den traditionellen Rekrutierungsländern
für Fremdarbeiter (Italien, Spanien, Portugal) war 1997 ebenso unbestritten wie die
Anwesenheit von Personen aus den Nachbarländern Frankreich, Deutschland und
Österreich. Hingegen wurde die Präsenz von Menschen aus der Türkei und aus Ex-
Jugoslawien mehrheitlich negativ wahrgenommen: Ausländerinnen und Ausländer aus
der Türkei wurden von 28% der Befragten als "in der Schweiz eigentlich fehl am Platz"
wahrgenommen, solche aus Serbien und Bosnien sogar von 40%. Der EU-Raum wird
somit kulturell homogen positiv wahrgenommen und zugleich stark gegen den Rest der
Welt abgegrenzt, besonders stark gegen die Arbeits- und Asyl-Immigration aus dem
Balkan. 35

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1997
MARIANNE BENTELI

Das Bundesamt für Statistik (BFS) relativierte die gängig zitierten Zahlen über den
hohen Ausländeranteil der Schweiz in einer Broschüre, die von jetzt an jährlich
erscheinen soll. Insbesondere wies das BFS darauf hin, dass der Anteil der instabilen
ausländischen Bevölkerung (ausgenommen Niedergelassene und ausländische
Funktionäre) 1997 lediglich 6,6% der ständigen Wohnbevölkerung betrug. 23,2% der
Ausländerinnen und Ausländer waren in der Schweiz geboren, weitere 27,6% lebten seit
mehr als 15 Jahren hier. Die anhaltende Immigration von Arbeitskräften aus Südeuropa
gehört insofern der Vergangenheit an, als in diesem Bereich die Rückwanderung
dominiert. Einwanderungsüberschüsse gibt es nur noch aus den fünf Nachfolgestaaten
Jugoslawiens (4000 Personen), in geringem Mass aus Deutschland und Frankreich sowie
aus aussereuropäischen Ländern (rund 8000 Personen.

Die Zahl der ständigen ausländischen Wohnbevölkerung – internationale Funktionäre,
Kurzaufenthalter, Saisonniers und Flüchtlinge nicht mitgerechnet – nahm im
Berichtsjahr wieder etwas stärker zu, nämlich um 0,5% (Vorjahr 0,2%). Mit 19% der
Gesamtbevölkerung blieb der Ausländeranteil weiter stabil. Nach wie vor war die
Zunahme dem Einwanderungs- und Geburtenüberschuss zuzuschreiben. Den grössten
Bestandeszuwachs verzeichneten Angehörige aus Staaten des ehemaligen Jugoslawiens
mit 7620 Personen (+2,4%). Von den 1 347 911 am Jahresende anwesenden
Ausländerinnen und Ausländern hatten 74% eine Niederlassungs- und 26% eine
Jahresbewilligung. 59,6% stammten aus dem EU- oder EFTA-Raum.

Von einer kulturellen Durchmischung sprach das BFS mit Blick auf die Anteile von Ehen
zwischen Schweizern und Ausländerinnen (18,6%) und zwischen Schweizerinnen und
Ausländern (9,2%). Mit 1,4% Einbürgerungen (19 200 Personen 1997) besteht immer
noch ein Integrationsrückstand verglichen mit anderen Einwanderungsländern.
Schätzungsweise 585 000 Ausländerinnen und Ausländer würden die Voraussetzungen
zum Erwerb des Schweizer Bürgerrechts erfüllen, werden aber durch das
heimatstaatliche Verbot des Doppelbürgerrechts, das Verfahren in der Schweiz oder
andere Faktoren davon abgehalten. Auffallend sind die demographischen und die
wirtschaftlich-sozialen Unterschiede zwischen der zunehmend heterogenen
ausländischen und der einheimischen Bevölkerung. Die Zugewanderten machen
(überproportional) 25% der Erwerbstätigen aus und weisen eine dreimal so hohe
Arbeitslosenquote auf wie die Schweizer. Die ”Jugendlichkeit” der Ausländer zeigt sich
daran, dass auf 100 Personen im Erwerbsalter sieben im Rentenalter (bei den
Schweizern 29) entfallen. Die Geburtenhäufigkeit ist bei Ausländerinnen grösser als bei
Schweizerinnen (1,85 statt 1,29 Kinder pro Frau). 36

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 25.11.1998
MARIANNE BENTELI

Ende Dezember wurden 691 149 erwerbstätige Niedergelassene und
Jahresaufenthalter, 8732 Saisonniers und 142 460 Grenzgänger gezählt. Zusammen
umfassten diese vier Kategorien 842 341 Personen, 5106 (-0,6%) weniger als vor
Jahresfrist. Die Saisonarbeiter verzeichneten einen Rückgang von 30,1%, gefolgt von
den erwerbstätigen Jahresaufenthaltern und Niedergelassenen (-0,2%) sowie den
Grenzgängern (-0,2%). Nach Wirtschaftsklassen betrachtet beschäftigten Ende
Dezember die Gruppe Handel, Banken Versicherungen (22,1%), die Metall- und
Maschinenindustrie (16,5%), das Baugewerbe (10,4%) und das Gesundheitswesen (7,9%)
am meisten Ausländerinnen und Ausländer. Ein Vergleich mit dem Vorjahr zeigte, dass
in der Gruppe Handel, Banken, Versicherungen (+3,2%) und in Unterricht, Wissenschaft
(+4,6%) ein merklicher Zuwachs stattfand. Erhebliche Abnahmen dagegen wiesen das
Baugewerbe (-5,3%), die Metall- und Maschinenindustrie (-1,7%) und das Gastgewerbe
(-2,4%) auf. 37
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Gemäss einer Statistik des BFS unterscheiden sich die ausländischen Erwerbstätigen
deutlich von der einheimischen Bevölkerung. 60% der ausländischen Arbeitskräfte sind
jünger als 40 Jahre (gegenüber 49% bei den Schweizern), während der Frauenanteil
lediglich bei 37% (44% der Schweizerinnen) liegt. Vollzeitstellen sind dabei der
Normalfall. Eine Erklärung bietet das insgesamt tiefere Lohnniveau: Ausländerinnen
und Ausländer (ohne Asylbewerber, Grenzgänger, Saisonniers und Kurzaufenthalter)
verdienen im Monat durchschnittlich 14% weniger als ihre Schweizer Kollegen, so dass
sich viele eine Teilzeitarbeit gar nicht leisten können. Noch grösser sind allerdings die
Unterschiede innerhalb der Ausländerbevölkerung selber. Nord- und Westeuropäer,
die in der Schweiz arbeiten, verdienen rund 9% mehr als Schweizer, 27% mehr als
Beschäftigte aus Südeuropa und 50% mehr als Personen aus nicht EU- oder EFTA-
Ländern. Der Grund für ihre höheren Gehälter sind eine bessere Ausbildung und in der
Folge eine bedeutendere Position auf der beruflichen Karriereleiter. 38

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.01.2000
MARIANNE BENTELI

Die Zahl der ständigen ausländischen Wohnbevölkerung – internationale Funktionäre,
Kurzaufenthalter, Saisonniers und Flüchtlinge nicht mitgerechnet – nahm im
Berichtsjahr um 0,2 Prozentpunkte zu. Mit 19,2% der Gesamtbevölkerung blieb der
Ausländeranteil weiter stabil. Rund 30% der Zunahme gingen auf den Familiennachzug
zurück, gut 20% kamen als neue Arbeitskräfte in die Schweiz. Mit 13 211 Personen war
der Zuwachs bei den Bosniern am grössten. Dabei handelt es sich in den meisten Fällen
aber nicht um echte Neueinwanderer, sondern um ehemals als Saisonniers eingereiste
oder als Kriegsvertriebene aufgenommene Personen, die noch nicht in ihr Land
zurückkehren können und nun eine reguläre Aufenthaltsbewilligung erhielten. Die
stärkste Abnahme wurde (namentlich infolge von 5510 Einbürgerungen) mit 6913
Personen bei Staatsangehörigen Italiens verzeichnet; mit 29% der ausländischen
Wohnbevölkerung bilden sie aber nach wie vor die grösste Ausländergruppe. Von den
1 368 670 am Jahresende anwesenden Personen besassen 75% eine Niederlassungs-
und 25% eine Jahresbewilligung. Rund 700 000 Ausländerinnen und Ausländer waren
erwerbstätig, 1,4% mehr als im Vorjahr. Dazu kamen 10 054 Saisonniers und 144 780
Grenzgänger. Insgesamt gingen 856 002 Ausländerinnen und Ausländer in der Schweiz
einer Arbeit nach, 1,6% mehr als 1998. 39

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.02.2000
MARIANNE BENTELI

Der Ausländeranteil stieg im Berichtsjahr von 19,2 auf 19,3%. Die ständige ausländische
Bevölkerung (ohne Asylbewerber, internationale Funktionäre, Saisonniers und
Kurzaufenthalter) belief sich Ende Dezember auf 1'384'383 Personen. 75% hatten eine
Niederlassungs-, 25% eine Jahresbewilligung. Den grössten Zuwachs verzeichneten die
Deutschen (+5,9%), die stärkste Abnahme die Spanier (-3,9%) und Italiener (-2,5%), was
neben der Rückwanderung vor allem auf die sprunghaft gestiegene Zahl von
Einbürgerungen (30'452) zurückzuführen ist. Die Zunahme der ausländischen
Wohnbevölkerung kam fast ausschliesslich durch Personen von ausserhalb der EU
(Balkan und Sri Lanka) zustande. Den höchsten Ausländeranteil hatte Genf mit 34,6%,
den tiefsten Uri mit 8%. Ende Jahr waren insgesamt 885'789 Ausländerinnen und
Ausländer im Arbeitsprozess integriert, 3,5% mehr als im Vorjahr. Die erwerbstätigen
Jahresaufenthalter und Niedergelassenen verzeichneten gegenüber Ende 1999 einen
leichten Anstieg von 2,3%, die Grenzgänger nahmen um 7,7% und die Saisonniers um
25,1% zu. Diese Zahlen widerspiegeln den anhaltenden Konjunkturaufschwung. Weitaus
am meisten Arbeitsplätze wurden im Sektor Handel/Banken/Versicherungen neu mit
Ausländerinnen und Ausländern besetzt. Es folgten die Metall- und Maschinenindustrie
und das Gesundheitswesen. 40

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 21.01.2001
MARIANNE BENTELI

Der Ausländeranteil stieg im Berichtsjahr von 19,3 auf 19,7%; die ständige ausländische
Wohnbevölkerung belief sich Ende Jahr auf 1'419'095 Personen, Asylsuchende,
Kurzaufenthalter, Saisonniers und internationale Funktionäre nicht mitgerechnet. 75%
hatten eine Niederlassungs- und 25% eine Jahresbewilligung. Die grösste
Ausländerkolonie stellte mit 22,1% nach wie vor Italien; zählt man allerdings die
Staatsangehörigen aller Länder des ehemaligen Jugoslawien zusammen, kommt man auf
eine Quote von 24,3%. Die bedeutendste prozentuale Zunahme verzeichneten die
Deutschen, gefolgt von den Tamilen und den Bürgerinnen und Bürgern der
Bundesrepublik Jugoslawien, während der Anteil der Italiener und Spanier weiterhin
rückläufig war. Erstmals seit 1996 nahm die Zahl der Personen aus EU- und EFTA-
Ländern wieder zu. Wie bereits im Vorjahr wurden rund 30'000 Personen eingebürgert.
Ende Jahr standen 921'559 Ausländerinnen und Ausländer im Erwerbsleben, 35'770
mehr als ein Jahr zuvor (+4%). Ende August, im Zeitpunkt des saisonalen Höchststandes

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.03.2001
MARIANNE BENTELI
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der Beschäftigung hatten 936'437 Personen aus dem Ausland eine Arbeitsstelle in der
Schweiz (+4,5%). Besonders hohe Zuwachsraten verzeichneten dabei die Saisonniers
(+15,5%) sowie die Grenzgänger (+9,2%). 41

Aufgrund ihrer wirtschaftlichen Bedürfnisse und weltpolitischer Ereignisse ist die
Schweiz gleich wie andere westeuropäische Staaten längstens ein Einwanderungsland
geworden. Wie die neuesten Zahlen des BFS belegten, ist der grösste Teil des
Bevölkerungswachstums der Schweiz in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts auf
Immigranten resp. deren Nachkommen zurückzuführen. Rund 1,9 Mio Menschen – ein
Viertel der heutigen Gesamtbevölkerung – sind seit 1945 als Erwerbstätige, über den
Familiennachzug oder als Asylsuchende in die Schweiz eingewandert resp. wurden hier
als Kinder der 2. und 3. Generation geboren. 23,7% der Einwohner mit ausländischem
Pass leben seit ihrer Geburt in der Schweiz, 36,1% der im Ausland Geborenen haben
seit mindestens 15 Jahren ihren Wohnsitz hier, 16,5% seit mehr als 30 Jahren. 55,5%
stammen aus einem EU- oder EFTA-Staat. 42

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.12.2001
MARIANNE BENTELI

Der Ausländeranteil stieg im Berichtsjahr von 19,7 auf 19,9%; die ständige ausländische
Wohnbevölkerung belief sich Ende Jahr auf 1'444'312 Personen, Asylsuchende,
Kurzaufenthalter und internationale Funktionäre nicht mitgerechnet. 74,8% hatten eine
Niederlassungs- und 24,6% eine Jahresbewilligung. 56,4% stammten aus Staaten der
EU oder der EFTA. Trotz sinkender Anzahl (-5'721 Personen, durch Rückwanderung oder
Einbürgerung) stellen die Italienerinnen und Italiener weiterhin die grösste ausländische
Bevölkerungsgruppe (21,3%), gefolgt von den Angehörigen des ehemaligen Jugoslawien
(13,7%), den Portugiesen (9,7%) und den Deutschen (8,6%). Am stärksten nahm die
Zuwanderung aus Deutschland (+8'384 Personen) und aus Portugal (+5'568) zu. 38'833
Personen wurden eingebürgert, 29% mehr als im Vorjahr. Ende Juni 2002 standen 1,058
Mio Ausländerinnen und Ausländer im Erwerbsleben; das waren 0,2% weniger als ein
Jahr zuvor.
. 43

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.02.2002
MARIANNE BENTELI

Im Rahmen des Nationalen Forschungsprogramms (NFP) 39 waren von 1995 bis 2002 in
28 Projekten die Einwanderung in die Schweiz, die Ausländerpolitik und die
Integrationsprobleme untersucht worden. Die Experten präsentierten nun ihren
Schlussbericht. Fazit der Studie war, dass bei der Ausländerpolitik seit den 40er-
Jahren des letzten Jahrhunderts im Lauf der Zeit eine diametrale Wende stattgefunden
hat. Anfänglich sei die Anwerbung liberal, die Integrationspolitik hingegen konservativ
gewesen; heute sei die Zulassung restriktiv, die Eingliederung einschliesslich
Einbürgerung dagegen eine zentrale Grösse. Sie empfahlen der Politik, weiterhin auf
eine kontrollierte Zuwanderung mit starker Integrationskomponente zu setzen; zur
Entlastung der Asylpolitik sei jedoch auch die Möglichkeit zur allenfalls temporären
legalen Einwanderung nötig. 44

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.01.2003
MARIANNE BENTELI

Im Berichtsjahr wanderten erstmals seit 1990 wieder mehr Personen aus EU- und EFTA-
Staaten als aus Drittländern in die Schweiz ein. Der Bestand der ausländischen
Wohnbevölkerung stieg um 23'721 auf 1'471'033 Mio Personen, resp. auf 20,1% der
gesamten Einwohnerzahl (2002: 19,9%), Asylsuchende, Kurzaufenthalter und
internationale Funktionäre nicht mitgezählt. Fast ein Viertel der ansässigen
Ausländerinnen und Ausländer wurden in der Schweiz geboren. 46'320 ausländische
Staatsangehörige verliessen das Land.
Von den zugewanderten Personen stammten 50'103 aus Ländern der EU und der EFTA
und 49'946 aus Nicht-EU-Staaten. Diese Gewichtsverschiebung ist einerseits auf das
seit dem 1. Juni 2002 gültige Freizügigkeitsabkommen zurückzuführen, andererseits
aber auch eine Folge des abgeschwächten Zustroms aus dem ehemaligen Jugoslawien.
Am stärksten nahm die Zahl der Staatsangehörigen aus Portugal (+8'754) und
Deutschland (+8'603) zu. Während aus Deutschland überdurchschnittlich viele
Personen einwanderten, die in der Schweiz qualifizierte Berufe ausüben (vor allem im
Management und im Gesundheitswesen), waren es aus Portugal eher Hilfskräfte, die in
der Baubranche und im Gastgewerbe arbeiten. Abgenommen hat die Zahl der
Staatsangehörigen aus Italien (-4'485), Spanien (-2'124) und der Türkei (-1'175). 45

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.02.2004
MARIANNE BENTELI
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Im Jahr 2004 ist die Zahl der dauerhaft in der Schweiz lebenden Ausländer
(Asylsuchende, Kurzaufenthalter und internationale Funktionäre nicht mitgerechnet)
nochmals um 1,6% auf total knapp 1,5 Millionen Personen angestiegen, was 20,2% der
Gesamtbevölkerung entspricht (Vorjahr 20,1%). Rund 40% der Zunahme betrafen den
Familiennachzug. Dieser Zuwachs ist zum grössten Teil auf eine Zuwanderung aus EU-
Ländern zurückzuführen und eine Auswirkung der bilateralen Abkommen über den
freien Personenverkehr mit der EU. Wahrend der Zuwachs bei den EU-
Staatsangehörigen 2,4% betrug, belief er sich bei den anderen Nationalitäten lediglich
auf 0,6%. Am stärksten zugenommen hat dabei erneut die Zahl der Deutschen und der
Portugiesen; die Bevölkerungszahl von Staatsangehörigen aus Italien, Spanien, der
Türkei und den Ländern des ehemaligen Jugoslawiens war rückläufig, was dem Trend
der letzten drei Jahre entspricht. Leicht zurück auf 36'957 (-0,3%) ging auch die Zahl
der Einbürgerungen. 46

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 08.03.2004
MARIANNE BENTELI

Im Jahr 2005 ist die Zahl der dauerhaft in der Schweiz lebenden Ausländer
(Asylsuchende, Kurzaufenthalter und internationale Funktionäre nicht mitgerechnet)
um 1,1% auf total etwas mehr als 1,5 Millionen Personen angestiegen, was 20,3% der
Gesamtbevölkerung entspricht (Vorjahr: 20,2%). Rund 40% der Zunahme betraf den
Familiennachzug. Der Zuwachs ist zum grössten Teil auf die Zuwanderung aus EU-
Ländern zurückzuführen und ist eine Folge der bilateralen Abkommen über den freien
Personenverkehr mit der EU. Während die Zahl der EU-Staatsangehörigen um 2,1%
zunahm, ging jene der Ausländer aus Ländern ausserhalb der auf 25 Staaten erweiterten
EU sowie der EFTA um 0,2% zurück. Am stärksten gewachsen ist erneut die Zahl der
Deutschen und der Portugiesen; die Bevölkerungszahl von Staatsangehörigen aus
Italien, Serbien-Montenegro, Spanien, Bosnien-Herzegowina und Kroatien war
rückläufig, was dem Trend der letzten drei Jahre entspricht. Gestiegen ist die Zahl der
Einbürgerungen (um 2'796 auf 39'753). 47

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 02.03.2005
MAGDALENA BERNATH

Die ausländische Bevölkerung in der Schweiz nahm 2006 um 0,8% auf gut 1,5 Mio
Menschen zu. Der Zuwachs ist grösstenteils auf die Zuwanderung aus der EU
zurückzuführen. Einmal mehr beeinflusste laut Bundesamt für Migration (BFM) das
bilaterale Abkommen mit der EU über den freien Personenverkehr die
Zusammensetzung der ausländischen Bevölkerung in der Schweiz. Aus den 15 alten EU-
und den EFTA-Staaten kamen mit 18'070 Menschen 2,1% mehr in die Schweiz als 2005,
während die Zuwanderung aus Ländern ausserhalb der EU abnahm. Ende 2006 lebten
1'523'586 Ausländerinnen und Ausländer dauerhaft in der Schweiz, was 20,4% der
Bevölkerung ausmachte. Am meisten Menschen kamen wie bereits in den Vorjahren aus
Deutschland (15'000) und Portugal (6'208). An dritter Stell standen die Zuwanderer aus
Frankreich (2'548). Geringer war die Immigration aus Serbien, Italien, Spanien, Bosnien-
Herzegowina und Sri Lanka. Das entspricht laut BFM dem Trend der letzten fünf Jahre.
Als häufigster Einwanderungsgrund wurde die Erwerbstätigkeit genannt (37,4%), gefolgt
vom Familiennachzug (36,6%) und der Aus- und Weiterbildung (13,3%). Den grössten
ausländischen Bevölkerungsanteil stellten weiterhin die italienischen Staatsbürger mit
291'684 Personen, gefolgt von Serbien mit 190'794, Portugal mit 173'477 und
Deutschland mit 172'580. Insgesamt wurden im vergangenen Jahr 47'607 Menschen
eingebürgert, 7'854 mehr als 2005. 48

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 13.02.2007
MARIANNE BENTELI

Der Sonderberichterstatter der UNO zur Bekämpfung des Rassismus hatte die
Verhältnisse in der Schweiz im Januar 2006 einer Evaluation unterzogen. In seinem
2007 publizierten Bericht kritisierte er, Gesetzgebung und Politik würden Fragen der
Einwanderung und des Asyls einseitig unter dem Sicherheitsaspekt behandeln.
Insbesondere sei das „Leitmotiv des ausländischen Kriminellen“ bei zahlreichen
Abstimmungen immer wieder aufgenommen, in politischen Reden betont und von
manchen Medien verstärkt worden. Dadurch werde es in der kollektiven Gesinnung je
länger je mehr bestimmend. 49

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 28.03.2007
MARIANNE BENTELI

01.01.90 - 01.01.20 17ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Ein Bericht des Seco versuchte, die weit verbreitete Furcht zu zerstreuen, wonach es
auf dem Arbeitsmarkt wegen dem bilateralen Abkommen zu einer Verdrängung der
inländischen Erwerbsbevölkerung durch eine verstärkte Zuwanderung kommt. Die
Nettozuwanderung liegt demnach seit 2002 etwa in der Höhe der beiden Jahre vor der
Arbeitsmarktöffnung. Es kamen zwar deutlich mehr Arbeitskräfte aus den neuen EU-
Staaten, doch wanderten im Gegenzug bedeutend weniger Personen von ausserhalb der
EU/EFTA zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit ein. Die Ausländer verdrängten also nicht
die Schweizer, sondern andere einwanderungswillige Ausländer. Entschärfend dürfte
aber auch der Konjunkturaufschwung ab 2004 gewirkt haben. 50

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.06.2007
MARIANNE BENTELI

Knapp 1,6 Mio Ausländer lebten Ende 2007 in der Schweiz. Die Zahl stieg, verglichen
mit dem Vorjahr, um 3,1%. Rund 60% der hier lebenden Ausländerinnen und Ausländer
stammen aus den EU- und EFTA-Staaten. Laut dem Bundesamt für Migration (BFM)
reisten deutlich mehr Menschen aus den neuen EU-Ländern dauerhaft in der Schweiz
ein. Aus diesen osteuropäischen Staaten stammten knapp 24'000 Menschen (+1,4%).
Am Jahresende waren 69,5% Niedergelassene registriert, 28,7% hatten eine
unbefristete Aufenthaltsbewilligung und 1,9% waren Kurzaufenthalter mit einer
Bewilligung von weniger als 12 Monaten. Nach Ländern ausgeschieden legten die
Deutschen am meisten zu. Ihre Anzahl stieg um fast 30'000 an und sie stellten mit
knapp 202'000 Personen die zweitstärkste Ausländergemeinde nach den Italienern
(rund 290'000). Bei den Einbürgerungen, die mit 45'042 gegenüber 2006 leicht
rückläufig waren, stand Serbien (inkl. Kosovo) wie im Vorjahr an der Spitze. 51

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.02.2008
MARIANNE BENTELI

Ende 2008 lebten 1,67 Mio Ausländerinnen und Ausländer in der Schweiz und damit
4,3% mehr als ein Jahr zuvor. Bei der Zusammensetzung der ausländischen
Wohnbevölkerung wirkte sich das Personenfreizügigkeitsabkommen mit der EU aus. So
nahm die ausländische Wohnbevölkerung aus dem EU/EFTA-Raum mit +6,8% deutlich
stärker zu als jene aus Drittstaaten und stieg auf 1'026'495. Innerhalb der EU-Länder
war die Zuwachsrate bei den zehn neuen vorwiegend osteuropäischen Mitgliedstaaten
mit +16,7% (knapp 4'000 Personen) am höchsten. Bei den Staatsangehörigen, die nicht
aus dem EU/EFTA-Raum stammen, blieb die Zahl mit +0,4% fast auf Vorjahresniveau;
wobei zu berücksichtigen ist, dass aus diesen Staaten besonders viele Personen
eingebürgert worden sind, welche damit aus der Ausländerstatistik verschwinden. Diese
Entwicklung entspricht der Zuwanderungspolitik des Bundesrats und dem
Zulassungssystem im neuen Ausländergesetz, wonach aus Nicht-EU-Staaten nur noch
besonders qualifizierte Erwerbstätige rekrutiert werden können. Mit 44,6% war die
nicht kontingentierte Erwerbstätigkeit der häufigste Einwanderungsgrund vor dem
Familiennachzug mit 31,1%. In absoluten Werten nahm 2008 die Zahl der Deutschen
erneut am stärksten zu; dahinter folgten Portugal, Frankreich, Grossbritannien und
Polen, welches mit 1'608 Einwanderern das Gros aus den neuen EU-Mitgliedsstaaten
stellte. Rückläufig war demgegenüber der Stand der Bevölkerung aus denjenigen
Staaten, aus denen die meisten Eingebürgerten stammen: Serbien (-7'400) und in
deutlich geringerem Ausmass auch Bosnien-Herzegowina, Kroatien, Sri Lanka und
Türkei. Den höchsten Anteil an der Bevölkerung haben die Ausländer im Kanton Genf
(35,1%), den niedrigsten im Kanton Uri (9,1%). Mit 45'287 Personen lag die Zahl der
Einbürgerungen knapp über jener des Vorjahres, wobei die Serben erneut den grössten
Anteil ausmachten. 52

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.05.2008
MARIANNE BENTELI

Die ausländische Wohnbevölkerung hat 2009 um 41'248 Personen auf 1,68 Mio
zugenommen. Der Anstieg um 2,5% (2008: 4,3%) ist fast ausschliesslich auf Bürger von
EU- und Efta-Staaten zurückzuführen, die zusammen 63,5% der in der Schweiz
lebenden Ausländer ausmachen. Die Zahl der unter das Freizügigkeitsabkommen
fallenden Europäer stieg um 3,9% (2008: 6,8%). Unter den Nationalitäten dominieren
weiterhin die Italiener (289'000, -900), die Deutschen (250'000, +17'100) und die
Portugiesen (205'000, +9'100). 53

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 09.02.2010
ANDREA MOSIMANN
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Die Vox-Analyse der Abstimmung zeigte, dass der Erfolg der Ausschaffungsinitiative
einerseits darauf zurückzuführen ist, dass die SVP-Anhänger konsequent für das
Anliegen stimmten; 98% von ihnen legten ein Ja in die Urne. Anderseits fand das
Begehren aber auch in bürgerlichen Kreisen Unterstützung. 51% der FDP- und 37% der
CVP-Wähler nahmen die Vorlage an. Von den Sympathisantinnen und Sympathisanten
der SP stimmten hingegen 88% gegen die Initiative. Beim Gegenvorschlag legten rund
zwei Drittel der Wähler von FDP und CVP ein Ja in die Urne. Bei der SP-Anhängerschaft
sprach sich rund die Hälfte für den Gegenvorschlag aus. Konsequent abgelehnt wurde
dieser von den Sympathisantinnen und Sympathisanten der SVP (94% Nein-Stimmen).
Ein entscheidender Grund für die Zustimmung zur Initiative war für viele das
Sicherheitsbedürfnis. Im Ja-Lager überwog die Ansicht, die Kriminalität in der Schweiz
sei im Wesentlichen ein Ausländerproblem, und damit verbunden war der Wunsch nach
einer konsequenteren Ausschaffung straffälliger Ausländer. Das wurde stärker
gewichtet als die Zweifel; 52% der Ja-Stimmenden waren nämlich der Meinung, die
Initiative lasse sich so gar nicht umsetzen. 54

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.11.2010
ANDREA MOSIMANN

Ende 2010 lebten insgesamt 1,72 Mio Ausländer in der Schweiz – das sind 2,4% mehr als
im Vorjahr. Der grösste Teil stammt aus EU- und EFTA-Staaten. Allerdings war die
Zunahme der EU-EFTA-Staatsangehörigen mit 3,3% geringer als in den Vorjahren (2009:
3,9%; 2008: 6,8%). 55

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 11.02.2011
ANDREA MOSIMANN

Per Ende 2011 betrug die Zahl der in der Schweiz wohnhaften Ausländer rund 1.82 Mio.,
was einem Anteil von 22.8 Prozent der Gesamtbevölkerung entsprach. Gegenüber dem
Vorjahr wuchs die Anzahl ausländischer Staatsangehöriger um 48'500. Wie bereits in
den Vorjahren stammte mit über 1.1 Mio. der grösste Teil der Ausländer aus dem
EU/EFTA-Raum und fiel damit unter das Personenfreizügigkeitsabkommen. Bezüglich
der Herkunft der Zuwanderer stellten deutsche, portugiesische und kosovarische
Staatsangehörige die grössten Anteile, die Einwanderung aus den Balkanstaaten
Serbien, Bosnien-Herzegowina und Kroatien ist hingegen stark zurückgegangen. 56

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2011
ANITA KÄPPELI

Une étude de l’OCDE parue en février a analysé l’intégration des immigrés sur le
marché du travail suisse. L’OCDE a salué la bonne intégration des migrants en Suisse.
Selon l’étude, cette réussite est due à la fois à la bonne situation du marché du travail
en Suisse, et aussi à l’origine des migrants qui sont principalement des personnes à
hauts revenus et originaires des pays de l’OCDE. Dans les manquements, l’analyse a
relevé une mauvaise intégration des femmes avec de jeunes enfants et des migrants
humanitaires. De plus, les enfants d’immigrés font souvent face d’abord à des
difficultés scolaires dues à une scolarisation relativement tardive, puis ensuite à
d’importantes discriminations à l’embauche. L’étude de l’OCDE confirme ainsi la
volonté du gouvernement, exprimée en 2011, de renforcer les dispositions pour
l’intégration. 57

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.02.2012
EMILIA PASQUIER

A la fin de l’année 2012, 1'869'000 personnes de nationalité étrangère résidaient en
Suisse, soit 23.3% de la population. La population étrangère a ainsi augmenté de
53'000 personnes (+3%). Cette augmentation est semblable à celle des deux années
précédentes. Comme en 2011, la majorité des ressortissants étrangers provient des
Etats de l'UE-27/AELE. Plus précisément, les ressortissants sont originaires d'Italie
(294'359), d'Allemagne (285'379), du Portugal (238'432), de France (103'929) et de
Serbie (94'851). Les plus fortes augmentations d’immigration se comptent parmi les
Portugais (+ 14'261), les Allemands (+ 8'551) et les Kosovars (+ 7'319). A l’inverse, le
nombre de ressortissants de Serbie (– 8'106), de Croatie (– 995), du Sri Lanka (– 645) a
reculé. En 2012, Leysin est la commune avec la plus grande proportion d’étrangers
(60.7%). Concernant les frontaliers travaillant en Suisse, leur nombre a augmenté de 4%
(+ 12'000 personnes) au cours de l’année sous revue. Une augmentation moins
importante que les 8.5% de l’année 2011. 58
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A la fin de l’année 2013, 1'886'630 personnes de nationalité étrangère résidaient en
Suisse, soit 61'570 (+3,4%) de plus qu’à la fin de l’année 2012. La majorité des
ressortissants (66%) sont originaires des pays de l’UE-27/AELE. Les trois communautés
les plus représentées sont les mêmes qu’en 2012, soit les Italiens (301'254), les
Allemands (293'156) et les Portugais (253'769). En 2013, l’immigration la plus importante
vient du Kosovo (+15'703), puis du Portugal (+15'337) et de l’Allemagne (+17'777).
L’immigration kosovare doit cependant être relativisée, puisque de nombreuses
personnes résidaient déjà en Suisse en tant que serbes, mais se sont enregistrées en
tant que ressortissants du Kosovo depuis la déclaration d’indépendance de 2008. A
l’inverse, le nombre de ressortissant serbes (-15'506; à relativiser pour la raison
susmentionnée), croates ( - 1'037) et de Bosnie-Herzégovine (-683) a reculé. 59

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2013
EMILIA PASQUIER

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Hochschulen

Das europäische Studentenaustauschprogramm Erasmus konnte auf sein zehnjähriges
Bestehen zurückblicken. In diesem Zeitraum stieg die Zahl der Studierenden, die von
dieser Finanzhilfe profitieren, um ein Semester im Ausland zu verbringen, von gut 300
auf fast 1500. Eine vom Bundesamt für Bildung und Wissenschaft herausgegebene
Broschüre zeigte, dass die Möglichkeiten von Erasmus allerdings sehr unterschiedlich
genutzt werden. Demnach sind die Westschweizer Studierenden mobiler als die
Deutschschweizer. Zudem sind die Geisteswissenschaften klar übervertreten: sie
stellen 27% aller Stipendiaten, aber nur 18% aller Studierenden. Untervertreten sind
hingegen die Sozialwissenschaften und die Ingenieure. 60

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 06.06.2002
MARIANNE BENTELI

Im Berichtsjahr wurden die Ergebnisse einer gesamtschweizerischen Untersuchung
über die qualitativen (subjektiven) Auswirkungen der Bologna-Reform veröffentlicht.
Im Auftrag der Rektorenkonferenz (Crus) und der Studierendenverbände wurden 4700
Studierende zu ihrer Einschätzung des Bologna-Systems befragt. Fast Dreiviertel der
Befragten waren mit dem Studium zumindest zufrieden; 11% gaben an, sie seien
enttäuscht. Besonders Studierende der Geistes- und Sozialwissenschaften
bemängelten, dass die Erwartungen der Arbeitswelt zu wenig berücksichtigt würden. 61

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.09.2008
ANDREA MOSIMANN

Im Dezember wurde eine Studie zur Umsetzung der Bologna-Reform an den
Fachhochschulen veröffentlicht. Die Untersuchung, welche die Rektorenkonferenz der
Fachhochschulen im Auftrag des Bundesamts für Berufsbildung und Technologie
erstellt hatte, stellte den Fachhochschulen ein gutes Zeugnis aus. Die Anpassung der
Studiengänge an die Bologna-Struktur sei erfolgreich verlaufen, obwohl die
Fachhochschulen im Gegensatz zu universitären Hochschulen bei der Umsetzung der
Reform mit den bestehenden finanziellen Ressourcen auskommen mussten. Der
Bericht empfiehlt unter anderem eine bessere Koordination bei der Weiterentwicklung
der Studiengänge und plädiert dafür, die Fachhochschulen künftig stärker am Bologna-
Prozess, den die europäischen Bildungsminister bis 2020 verlängert haben, zu
beteiligen. 62

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.12.2010
ANDREA MOSIMANN

Forschung

Die Schweiz erhielt aus dem 6. EU-Forschungsrahmenprogramm (2003-2006)
überproportional viele Forschungsgelder. Insgesamt wurden Schweizer
Forschungsprojekte mit rund 793 Mio Fr. unterstützt, während die Schweiz das
Programm mit 780 Mio Fr. mitfinanzierte. Im März vergab der Forschungsrat 300 neue
Förderungsbeiträge. Dabei wurden auch 15 Forschungsvorhaben aus der Schweiz
ausgewählt, die in den nächsten Jahren von finanziellen Zuschüssen profitieren können.
Im Verhältnis zur Einwohnerzahl und zur Zahl der Forschenden gehört die Schweiz
damit zu den Spitzenreitern in Europa. 63
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Einiges Aufsehen erregte die SVP-Volksbefragung, die – 24 Seiten dick – am 1. August
an alle Schweizer Haushalte verteilt wurde. Die PR-Aktion diente einerseits der
Lancierung des Abstimmungskampfs zur Ausschaffungsinitiative, andererseits, so
Präsident Brunner, aber auch der Austarierung der künftigen SVP-Migrationspolitik. Die
Partei verbuchte Mitte November die rund 70'000 Rückmeldungen als Erfolg. Sie
enthielten viele gute Vorschläge für ausländerpolitische Vorstösse. Über 90% der
Befragten würden einen Handlungsbedarf in der Migrationspolitik sehen. Weil die
Befragung keinerlei repräsentativen Charakter beanspruchte (die 70'000
zurückgeschickten Bögen entsprechen einer Rücklaufquote von knapp 2%) und die
Resultate zum vornherein klar waren, stiess die Umfrage auf teilweise harsche Kritik. 64

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.08.2010
MARC BÜHLMANN
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